
Neue Justiz 551

anspruchs im Strafverfahren aus den verschiedensten Ge­
sichtspunkten unzweckmäßig ist, bestimmt § 242 Abs. 5 
StPO, daß die Sache insoweit zur Verhandlung an das zu­
ständige Gericht (z. B. an die Kammer für Zivil- oder 
Arbeitsrecht) zu verweisen ist. Dieses ist an die Entschei­
dung über den Grund des Anspruchs gebunden und führt 
den Prozeß nach den Regeln der ZPO weiter. Unabhängig 
davon, ob über die Höhe des Anspruchs im Strafverfahren 
oder im Zivilverfahren entschieden wird, ist die Entschei­
dung als Vollstreckungstitel auszugestalten. Eine ggf. not­
wendige Vollstreckung erfolgt entsprechend den Grund­
sätzen des Zivilprozesses (§§ 85 ff. ZPO).

An diesem Charakter der Entscheidung ändert sich 
auch dann nichts, wenn entsprechend den Voraussetzungen 
des § 24 Abs. 2 StGB im Strafurteil die Schuld festgestellt 
und begründet wird, weshalb von Maßnahmen strafrecht­
licher Verantwortlichkeit abgesehen und lediglich eine Ver­
urteilung zum Schadenersatz ausgesprochen wurde (§ 243 
StPO). Weder die gemeinsame Anwendung verschiedener 
rechtlicher Verantwortlichkeitsformen noch das Absehen 
von Strafe'und die ausschließliche Verurteilung zum Scha­
denersatz nach § 24 Abs. 2 StGB und § 243 StPO führt dazu, 
daß die Entscheidung über den Schadenersatz zu einer 
Maßnahme der strafrechtlichen Verantwortlichkeit wird.

Im Lehrbuch des Strafrechts wird der Rechtscharakter 
dieser Entscheidung im Strafverfahren nicht klar bestimmt. 
Es heißt dort: „Unter bestimmten Voraussetzungen kann 
eine Verurteilung zum Schadenersatz im Strafverfahren 
auch ein Absehen von Strafe rechtfertigen, womit in ge­
wisser Weise die materielle Verantwortlichkeit des Straf­
täters an die Stelle einer Maßnahme der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit tritt (§ 24 Abs. 2 StGB).“7 Die erforder­
liche Trennung zwischen der Entscheidung der Gerichte 
über die strafrechtliche Verantwortlichkeit des Straftäters, 
dem Absehen von Maßnahmen der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit und der materiellen Verantwortlichkeit 
wird hier nicht eindeutig vorgenommen. Auch in anderen 
Publikationen werden ähnliche Auffassungen vertreten, so 
z. B., daß die im Rahmen eines Strafverfahrens verhängte 
Maßnahme — Verurteilung zum Schadenersatz nach den 
Bestimmungen des Arbeits-, LPG- oder Zivilrechts — trotz 
Bezugnahme auf die spezifischen rechtlichen Verantwort­
lichkeitsregeln dieser Rechtszweige nicht den Charakter 
einer Maßnahme der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
verliere und daß diese Einbeziehung der materiellen Ver­
antwortlichkeit aus anderen Rechtszweigen in das Straf­
verfahren eine „spezifische Kombination von strafrecht­
licher Verantwortlichkeit und etwa arbeitsrechtlicher Sank­
tion“ sei.8

Aus der rechtspolitisch notwendigen Einbeziehung der 
Verantwortlichkeit aus anderen Rechtszweigen wird ent­
gegen der Regelung in § 24 StGB, die dem Rechtsverletzer 
seine Verantwortung für die Bewährung und Wiedergut­
machung gegenüber der sozialistischen Gesellschaft und 
dem Geschädigten in all ihren Seiten und Konsequenzen 
bewußt machen soll, eine Vermischung der Verantwortlich­
keitsformen, eine „spezifische Kombination“ bzw. ein „Spe­
zialfall strafrechtlicher Verantwortlichkeit“ abgeleitet. Da­
gegen wendet sich J. G ö h r i n g  zu Recht. Er weist darauf 
hin, daß die Verknüpfung der einzelnen Rechtszweige bei 
der staatlich-rechtlichen Leitung der sozialistischen gesell­
schaftlichen Verhältnisse nicht bedeutet, daß die einzelnen 
Verantwortlichkeitsmaßnahmen ihren Rechtscharakter ver­
ändern müßten, um wirksam zu werdend Die klare Be­
stimmung des Charakters der rechtlichen Maßnahmen ist 
auch auf Grund der prinzipiell unterschiedlichen Konse­
quenzen für den verurteilten Bürger im Interesse der Wah­
rung der Gesetzlichkeit für die Rechtsprechung von erheb­
licher Bedeutung.

Rechtscharakter der Verpflichtung zur Wiedergutmachung

Bei der Verurteilung auf Bewährung kann die Verant­
wortlichkeit des Straftäters für die Wiedergutmachung bzw.

für den Ersatz eines materiellen Schadens im Strafverfah­
ren in zwei Formen durchgesetzt werden:

1. durch die Verpflichtung zur Wiedergutmachung,
2. durch die Verurteilung zum Schadenersatz.
Beide Formen können alternativ oder kumulativ ange­

wendet werden.
Hinsichtlich ihres Rechtscharakters bestehen prinzipielle 

Unterschiede zwischen diesen Formen, die in keiner Weise 
verwischt werden dürfen.

Die Verpflichtung zur Wiedergutmachung des Schadens 
ist bei Straftaten mit materiellen Schäden obligatorisch und 
unmittelbarer Bestandteil der Verurteilung auf Bewährung. 
Bei einer Verurteilung zu Freiheitsentzug ist sie dagegen 
nicht zulässig. Bei der Verurteilung auf Bewährung dient 
die Verpflichtung zur Wiedergutmachung der Durchsetzung 
des Zwecks der strafrechtlichen Verantwortlichkeit und ist 
auf die Erhöhung des Schutzes der sozialistischen Staats­
und Gesellschaftsordnung, der Bürger und ihrer Rechte vor 
kriminellen Handlungen, auf die Verhütung erneuter Straf­
taten und auf die Verstärkung der erzieherischen Wirk­
samkeit gerichtet.

Im Unterschied zur Entscheidung im Strafverfahren 
über den Schadenersatz als zivil-, LPG- oder arbeitsrecht­
liche Entscheidung ist die Verpflichtung zur Wiedergut­
machung ausschließlich mit der Verurteilung auf Bewäh­
rung als Maßnahme strafrechtlicher Verantwortlichkeit 
verbunden. Ein Schadenersatzantrag des Geschädigten ist 
daher in diesem Fall nicht erforderlich. Bei der Verpflich­
tung zur Wiedergutmachung des materiellen Schadens nach 
§ 33 Abs. 3 StGB ist jedoch für die Bestimmung des Um­
fangs der Wiedergutmachungsverpflichtung ebenso wie bei 
der Verurteilung zum Schadenersatz die entsprechende 
Rechtsgrundlage aus dem Arbeits-, LPG- oder Zivilrecht 
maßgebend. Das Bestehen einer Schadenersatzverpflichtung 
ist Voraussetzung für den Ausspruch einer Verpflichtung 
zur Wiedergutmachung.

Mit dem Ausspruch dieser Verpflichtung und der Be­
stimmung des Umfangs der Wiedergutmachung wird dem 
Verurteilten bewußt gemacht, daß er durch seine Anstren­
gungen auf diesem Gebiet einen wesentlichen Beitrag zur 
Verwirklichung der ihm auf erlegten Strafe gegenüber der 
sozialistischen Gesellschaft und gegenüber dem durch die 
Straftat Geschädigten zu erbringen hat. Die Vorschriften 
des § 24 StGB über die Durchsetzung von Schadenersatz­
ansprüchen in Strafverfahren und die Bestimmung des 
Umfangs der Schadenersatzleistungen nach den rechtlichen 
Grundlagen des Arbeits-, LPG- oder Zivilrechts werden 
von § 33 Abs. 3 StGB nicht berührt und werden daher auch 
im Strafverfahren nicht überflüssig. Auch wenn bei Straf­
taten mit materiellen Schäden die Verpflichtung zur Wie­
dergutmachung im Rahmen der Verurteilung auf Bewäh­
rung obligatorisch anzuwenden ist, bedarf es daneben der 
Verurteilung zum Schadenersatz im Strafurteil, wenn der 
Geschädigte einen Schadenersatzantrag gestellt hat.

Durchsetzbarkeit der Wiedergutmachungsverpflichtung

Mit der Verpflichtung zur Wiedergutmachung des Scha­
dens wird unter Androhung von strafrechtlichen Sanktio­
nen zur Realisierung der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit vom Verurteilten gefordert, als Ausdruck seiner Be­
währung gegenüber der sozialistischen Gesellschaft und 
den Bürgern seine Tat und insbesondere gegenüber dem 
Geschädigten den verursachten Schaden wiedergutzu­
machen. Diesem rechtlichen Charakter der Verpflichtung 
und seiner rechtspolitischen Zielstellung entsprechen die 
speziellen Sanktionen staatlich-gesellschaftlicher Maßnah­
men im StGB und in der StPO für den Fall, daß der Ver­
urteilte dieser Verpflichtung nicht nachkommt. Die Ar­
beitskollektive, die Schöffen, andere gesellschaftliche 
Organe (wie z. B. die Konfliktkommissionen) sowie die 
Leiter der Betriebe, staatlichen Organe und Einrichtungen 
nehmen auf die Durchsetzung der Verpflichtungen Ein­
fluß. Entzieht sich der Verurteilte der Verpflichtung zur


